
Bundessozialgericht
Azoz 10 EV 75/68
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Vcrkündet am
180 Februar l97o

Amtsinspektor,
Schriftführer

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l ,

in dem Rechtsstreit
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Klägerin und Revisionsklägerin‚

Prozeßbevollmächtigte: „„°°„„eooocooeooneO°OOOQOQOOOO‚

g e g e n
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Beklagten und Revisionsbeklagten9

igeladen°.
...S. 1 ' OQOOOQOOOOQOOOQDO00°OOOOODOQOOUOOOODOOOOOO

...... ..

Der 100 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 180 Februar l97o durch

Senatspräsident ' Dr° T e s m e r
— Vorsitzender —,

Bundesrichter Dro B r o c x e und

Bundesrichter Dr° B u r d e n s k i
‚

Bundessozialrichter Dr° B e r t h o l d und

Bundessozialrichter N 6 l l e r

für Recht erkannt;

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 17° November

1967 wird als unbegründet zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„
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G r ü n d e :

Der erste Ehemann der Klägerin ist im Januar 1944 gefalleno

Daraufhin erhielt die Klägerin eine Witwenversorgung nach
den Vorschriften des Wehrmachtsfürsorge— und —versorgungsgé—

setzes (WFVG)„ Im Dezember 1947 schloß die Klägerin eine neue
_Ehe mit Werner K„„ Diese Ehe wurde aus dem Alleinverschulden

des Ehemannes im Juni 1949 geschieden° Im Dezember 1949 hei—

ratete die Klägerin ihren zweiten Ehemann Herner Ko erneute

Auch diese Ehe wurde - durch Urteil vom 170 November 1958
.‘(_.aus dem Alleinverschulden des lhemannes geschieden„ Mit Be—

Vscheid vom 28„ April 1959 wurde der Klägerin auf ihren Antrag

eine Kitwenbeihilfe gemäß € 44 Abs° 4 eF des Bundesversorgungs»

gesetzes (BVG) gewährt, da der Versorgungsverwaltung die Geheim

dung und die erneute Eheschließung mit dem zweiten Ehemann \

nicht bekannt waren° Im Januar 1960 erfuhr das Versorgungsamt

(VersorgA) aus einem von der Klägerin vorgelegten Unterhalts—

urteil den wahren Sachverhalte Das VersorgA erließ darauf

am 26„ Aprill96o einen auf % 42 Abs() 1 Nro 5 des Verwaltungs—

verfahrensgesetzes (VeerG) gestützten Anfechtungsbescheid9

mit welchem sie den Bescheid vom 280 April 1959 aufhob, die

Gewährung einer Witwenbeihilfe ablehnte und die gezahlten

Versorgungsbezüge zurückforderte„ Der Widerspruch der Klägerin

wurde zurückgewiesen (Widerspruchsbescheid vom 140 Juli 1960)„

Im Klageverfahren schlossen die Beteiligten eine "Verein—

barung", in welcher die Klägerin u°ao erklärte9 daß sie sich
nicht mehr gegen die Einstellung der Witwenbeihilfe wende;

der Beklagte erklärte sich bereit, mit Wirkung ab l„ Juni

1960 nach dem Ersten Neuordnungsgesetz (l° NOG) zu prüfen, ob
der Klägerin Versorgungsleistungen im Wege des Härteausgleichs

gewährt werden könnten (5% 89 und 44 Abs„ 2 BVG); die Klägerin
nahm ihre Klage zurück„ ' "

Durch Bescheid vom 15„ März 1962 lehnte das VersorgA Bayreuth

den Antrag auf Gewährung eines Härteausgleichs nach 5 89
Abs„ 1 BVG abc Der Widerspruch der Klägerin war erfolglos

‘(Bescheid vom 50 Juni 1962)o Das Sozialgericht (SG) hat die
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_ 5 _
Bundesrepublik Deutschland beigeladen und durch Urteil vom
25„ März 1966 den Bescheid vom 130 März 1962'sowie den Wider—

spruehsbescheid vom 5° Juni 1962 aufgehoben„ Das Landessc—

zialgericht (LSG) hat auf die Berufung des Beklagten durch
Urteil vom 17° November 1967 das Urteil des SG aufgehoben und

die Klage abgewiesen° In den Gründen ist ausgeführt,ein Rechts—

anspruch auf Witwenversorgung bestehe nicht, da unter "neuer Ehe”

im Sinne des 5 44 Abs° 2 BVG nur die erste nach dem Tod des Be-

schädigten geschlossene Ehe zu verstehen sei° Die Versagung

eines Härteausgleichs könne nicht als rechtswidrig angesehen

verdeno Der Gesetzgeber habe nach Eingehung einer dritten

oder weiteren Ehe einen Versorgungsanspruch bewußt ausgeschlossen

bzw„ das Wiederauflcben erloschener Versorgungsansprüche bewußt

oingeschränkt° Wenn der Gesetzgeber eine andere Regelung gewollt

hätte? dann hätte er 5 44 BVG spätestens bei Erlaß des 20

oder 3L KOG geändertn Dem erkennbaren Willen des Gesetzgebers

dürfe die Versorgungsverwaltung nicht zuwiderhandeln, auch

nicht im Rahmen des 5 89 BVG° Eine Fortsetzung der Versorgungs—

kette wäre mit Sinn und Zweck der Vorschriften über die Hinter—

blicbenenversorgung nicht vereinbar„ Eine besondere Härte liege

auch nicht darin? daß die Klägerin in dritter Ehe ihren zweiten

Ehemann wiedergeheiratet habe° Rechtlich bedeute eine zweite Ehe

mit demselben Mann keine Fortsetzung der ersten Ehe‚ sondern eine

neue Ehe° Es seien aber auch keine sonstigen Gründe ersicht—

lich, die einen solchen Fall als besondere Härte erscheinen

1ießen° Die Klägerin habe das Risiko einer neuen Ehe mit

ihrem zweiten Ehemann durchaus gekannt° Der Gesetzgeber habe

den Kriegerwitwen nur das Risiko des Scheiternseiner Ehe abge—

nommeno

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Dies Urteil ist am 150 Januar 1968 der Klägerin zugestellt

werden, die dagegen mit Schriftsatz vom 240 Januar 1968?

beim Bundessozialgerieht (BSG) eingegangen am 250 Januar

1968, Revision eingelegt und diese gleichzeitig begründet hat°
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Die Klägerin beantragt?

lo das Urteil des Bayerischen Landessoziaigerichts

vom 170 November l967 aufzuheben und die Berufung

‘des Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts

Bayreuth vom 25° März 1966 zurückzuweisen;-

20 den Beklagten zu verurteilen, der Klägerin die

außergerichtlichen Kosten des Berufungs- ind ie—

visionsverfahrens zu erstatteno

Die Klägerin führt zur Begründung ihrer Revision aus, die

Versagung des Härteausgleiehs sei rec tswidrig und beruhe

auf einer unzutreffenden Anwendung und Auslegung der SS 89,
44 Abs° 2 BVG durch das LSGO Sie wende sich nicht gegen die

vom LSG vertretene und inzwischen auch vom BSG in seinem

Urteil vom 25„ Juli 1967 — 9 RV 510/66 — bestätigte Rechts—

auffassung9 daß ein Härteausgleich dann nicht in Betracht

kommen könne‚ wenn der Gesetzgeber für Fälle dieser Art

einen Versorgungsanspruch bewußt ausgeschlossen oder das

Wiederaufleben solcher erloschener Versorgungsansprüche be—

wußt eingeschränkt habe0 Für Fälle der vorliegenden Art sei

jedoc kein eindeutiger gesetzlicher L0istungsEusscbluß

oder eine entsprechende_gesetzliche Leistungseinschrönkung

erfolgt° Sie halte es durchaus für denkbar‚ daß der Gesetz—

geber — auch in Kenntnis des Rundschreibens des Bundes—

ministers für Arbeit und Sozialordnung (BMA) vom 5° hai 1957-

und der diesem Rundschreiben zustimmenden Rechtsprechung

des BSG — wegen der vermutlich nur sehr geringen Zahl der

artiger Versorgungsfälle bewußt von einer ausdrücklichen

gesetzlichen Regelung abgesehen und die Entscheidung dieser

wenigen Ausnahmefälle der ergänzenden Rechtsausfüllung der

Gericite überlassen habe° Die zur Anwendung des 5 89 BVG er—

forderliche besondere Härte erblicke sie in der Tatsache‚ daß

sie bei Verweigerung der begehrten Kannleistung dafür be—

straft werde, daß sie im Interesse ihrer Kinder mit ihrem
zweiten Ehemann nach der ersten Ehescheidung erneut die Ehe

eingegangen sei, anstatt mit ihm inmmlder Ehe weiter zu leben.
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Im übrigen beziehe sie sich auf die nach ihrer Auffassung zu-
treffenden Entscheidungsgründe des erstinstanzlichen Urteils°

Der Beklagte beantragt mit Schriftsatz vom 5° April 1968,

die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

‘?O Senats des Bayerischen Landessozialgerichts vom

170 November 1967 — Azoz L 7/V 529/66 — als unbe—
gründet rrückzuweisen°

Er meint‚ die Revisionsbegründung biete zu einer anderen

Beurteilung der Rechtslage keinen Anlaß°
‘

t

Die Beigeladene schließt sich dem Antrag des Beklagten an
und führt im übrigen aus‚ das Berufungsgericht habe 3 89

Abs„ 1 BVG nicht verletzt und insbesondere den unbestimmten

Rechtsbegriff “besondere Härte" in dieser Vorschrift in zu—

treffender Würdigung der rechtsgeschichtlichen Entwicklung

des 5 44 Abs° 2 BVG und der mit dieser Vorschrift erkennbar

verfolgten rcchtspolitischen Absicht des Gesetzgebers ohne

Fechtsfehler ausgelegt° Trotz der von der Revision erneut

vorgetragenen Billigkeitserwägungen halte sie an ihrer Auf—

fassung fest, daß sich der Sachverhalt im Streitfall jeden—

falls nicht in einer für die Anwendung von € 89 Abs° 1 BVG
rechtlich beachtlichen Weise von der versorgungsrechtlichen

Inter055\nlage des im S 44 Abs„ 2 BVG normierten Regelfalles

unterscheideo Die Ablehnung einer Fortsetzung der Versorgungs—

kette beim Scheitern der zweiten nach dem Tod des Beschädig—

ten geschlossenen Ehe vermöge bei richtiger Würdigung der

rechtspolitischen Unterhaltsersatzfunktion der Witwenrente

auch unter den besonderen Verhältnissen des Streitfalles

aus Rechtsgründen keine “besondere Härte” im Sinne von S 89

Abs„ 1 BVG zu begründena

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet werden (55 162 Abs° l
Nr° l‚ l64‚ 166 SGG)° Die Revision ist daher zulässig; sie
ist jedoch nicht begründetq
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Nach den von der Revision nicht angegfiffenen tatsäch—

lichen Feststellungen des LSG (% 165 SGG) hat die Klägerin,

nachdem ihre zweite Ehe aus dem Alleinverschulden ihres

Ehemannes rechtskräftig geschieden war, diesen erneut

geheiratet, und auch diese, also die dritte Ehe der Klä—

gerin, ist aus Alleinv rschulden des Ehemannes geschieden

werden° Das BSG hat hierzu in ständiger Rechtsprechung die

Auffassung vertreten (vgla BSG in SozR BVG @ 44 Nr° 4 =
BSG 12‚ 127; Nr° 5 : BSG 15, 246; Nr° 6 : BSG 17, 120;

Nr„ 10 : BSG 26, 77; Urteil des erkennenden Senats vom

ll° Dezember 1964 — 10 RV 495/62), daß eine Vitvenbeihilfe

nach S 44 Abs° 4 BVG idF des 60 Änderungsgesetzes (ÄndG)

vom l° Juli 1957 (BGBl I S0 661) bzwo eine ”wiederaufge—
lebte Uitwenrente" nach S 44 Abs° 2 BVG idF seit dem IONOG

(BGBl 1 SO 454) nur nach Scheidung der ersten neuen Ehe

der Kriegerwitwe gewährt werden kann, nicht aber nach der

Scheidung einer weiteren Ehe, und zwar auch dann nicht,

wenn diese Ehe mit demselben Ehemann wie die vorige Ehe

geschlossen war (vgl° Wilke, BVG, 5° Aufl° 1968, @ 44

Anm° II 5; so auch Rundschreiben BMA vom 5a Mai 1957 in

BVBI 1957 8° 85, Abschn° III}„ Diese Rechtsauffessung

hat sich auch die Klägerin zu eigen gemacht und ihren

Anspruch auf Gewährung von Witwenbeihilfe bzw„ Uitvenrente
in der von den Beteiligten am 50 Februar 1962 vor dem SG

geschlossenen "Vereinbarung" ausdrücklich fallengelessen°

Streitig ist daher nur die Rechtmäßigkeit der Bescheide

vom 13° März 1962 und 5° Juni 1962, durch welche die Ver»

sorgungsbehörde die Gewährung dnes Härteausgleichs nach
5 89 Abs() 1 BVG für die Zeit ab l° Juni l96o‚ dahc seit

demInkrafttreten des 1° NOG,abgelehnthate Nach5 89
Abs° 1 BVG idF des 10 NOG kann, sofern sich in einzelnen

Fällen aus den Vorschri ten dieses Gesetzes besondere

Härten ergeben, mit Zustimmung des BMA — in Fällen

der Kriegsopferfürsorge mit Zustimmung des Bundesministers

des Innern (BMI)
— ein Ausgleich gewährt werden° Diese

Vorschrift ist unverändert in das BVG idF des 20 LOG vom

210 Februar 1964 E£Bl I S„ 85) und des 5° NOG vom 280 De«
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zember 1966 (BGBl I S„ 750) übernommen werden‚ ebenso die zu—

nächst in 5 89 Abs° } (l°NOG) und jetzt in 5 89 Abs° 2 BVG
(20 und 5° NOG) enthaltene Ermächtigung an den BMA bzw° den

BMI, der Gewährung von Härteausgleichen allgemein zuzustimmen°

Bei 5 89 Abs° 1 BVG handelt es sich seinem Wortlaut nach ("kann")

zwar um eine Ermessensentscheidung der Versorgungsverwaltung;

zu Recht ist das LSG jedoch davon ausgegangen, daß auch bei

einer solchen Ermessensentscheidung das Ermessenshandoln der

'Vervaltung von dem Vorliegen gewisser Voraussetzungen abhängig
gcmdeht isto Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist nicht

unter den rechtlichen Gesichtspunkt eines Ermessensmißbrauchs

(% 5% Abs„ 2 Satz 2 SGG) zu prüfen, Vielmehr sind die tatbe—
stendsnüßigen (materiell—rechtlichen) Leistungsvoraussetzungen‚

an welche die Gewährung einer Versorgung als Kannleistung ge—

knüpft ist? von den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit in

gleicher Weise nachzuprüfen wie die Voraussetzungen bei an—

deren Leistungen auch„ Entsprechend hat das BSG wiederholt

zu 5 89 Abs° 1 BVG entschieden, daß es sich bei der "beson—
deren Bärte" im Sinne dieser Vorschrift um einen unbestimmten

Reehtsbegriff handelt (vgl° BSG 27, 286 : SozR BVG % 89 Nro2)‚

der eine materiell—rechtliche Leistungsvoraussetzung für das
Verwaltungshandeln der Versorgungsbehörde ist, und daß das
Vorliegen dieses Tatbestandsmerkmals bei einer Entscheidung

der Versorgungdhehörde über einen beantragten Härteausgleieh

der gerichtlichen Nachprüfung unterliegt (vgl° BSG vom l8oDe—

zember l965 in Breithaupt 1964, 527; BSG in SozR BVG % 89

N o l und 2; Urteil des erkennenden Senats vom 25° Mai 1969

— 10 EV 150/66)° Sind die Voraussetzungen dieses unbestimmten

Rechtsbegriffs ("besondere Härte") nicht erfüllt, d„h° lie-

gen bereits die gesetzlichen Voraussetzungen des S 89 Abs° 1

BVG für das Ermessenshandeln der Verwaltung nicht vor, dann
ist die Ablehnung des Härteausgleichs immer rechtmäßig, weil

unter keinen Umständen eine Leistung rechtmäßig in Ausübung

eines Ermessens der Verwaltungsbehörde gewährt werden kann
(vgl„ BSG aaO)° Das trifft für den vorliegenden Fall zu()

Der Härteausgleich des 5 89 Abs° 1 BVG stellt ein Reehtsin—
€
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stitut dar, das bereits in früheren Versorgungsgesetzen

enthalten war (vgl° z°B° % 115 des Reichsversorgungsgesetzes

—RVG—idF der Bekanntmachung vom 22° Dezember 1927 — PGB1 I

S° 515; @ 104 des Wehrmachtsversorgüngsgesetzes idF vom

19° September 1925 - RGB1 1 So 459; 5 196 Abso l WFVGvom
260 August 1958 — BGBl 1 So 1077) und dessen Übernatne in das
BVG für dringend erforderlich gehalten wurde (Deutscher

Bundestag, 1° Wahlperiode, Drucks, Nr„ 1553 So 36, 71 zu

5 88 des Entwurfs)„ Das Bedürfnis, die Gewährung von
Leistungen im Härteausgleich zu ermöglichen, ergab sich

gerade auf dem Gebiet des Versorgungsrechts aus der Er—

fahrung, daß der Gesetzgeber nicht in der Lage ist, alle

nur möglichen versorgungswürdigen Einzelfälle oder Gruppen von
Einzelfällen in ihrer sozialen, wirtschaftlichen und gesell—

schaftlichen Vielgestaltigkeit zu übersehen und sie durch

ausreichend differenzierte Normen einer angemessenen und

gerechten gesetzlichen Regelung zuzuführen (vglo BSG in

SozR BVG @ 89 Nr° 1 mit weiteren Hinweisen)o Die aus diesem

Anlaß erteiltegesetzliche Ermächtigung zur Gewährung eines
Härteausgleichs ist ihrem Zweck entsprechend in mehrfacher

Hinsicht beschränkt° Zunächst ergibt sich dies daraus, daß

aß“

nahme sein kann; ein Anspruch, der schon aufgrund analoger

Anwendung des Gesetzes oder Ausfüllung einer Geset2931ü0ke
zuzuerkennen ist, bedarf nicht nochmals einer besonderen

...
!die Gewährung eines Härteausgleichs nur eine subsidiäre }

gesetzlichen Regelung, wie etwa einer Zuerkennung im Wege

des Härteausgleichs„ Eine unbillige Härte, die sich nicht

aus der Anwendung des Gesetzes selbst, sondern aus anderen

Gesetzen oder Tatbeständen ergibt, muß gleichfalls außer

Betracht bleiben° Weiterhin ergibt sich aus dem Zweck des

% 89 Abso 1 BVG, wie er auch im Wortlaut zum Ausdruck

kommt, nämlich auf diesem Wege in versorgungswürdigen, aber

nicht mehr vom BVG erfaßten Fällen Versorgungsleistungen zu
gewähren, daß die besondere Härte in der Nichterfassung des

Falles durch das BVG liegen muß, nicht aber aus anderen

Gesetzen oder aus Tatbeständen hergeleitet wird, die über—

haupt nicht vom BVG erfaßt sind„ Ferner muß die Anwendung

des 5 89 BVG auf die Beseitigung von Härten in einzelnen

—9-
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Fällen oder Gruppen von Einzelfällen beschränkt bleiben, in

denen die Anwendung des Gesetzes eine besondere, d„h° unbillige,

dem Sinn der Versorgung widersprechende Härte ergibt (vgl° BSG

aaO; Wilke aaO @ 89 Anmc■)„ Eine Ermächtigung, die der Verwal—

tung über die Regelung von Sonderfällen hinaus in einem durch
das Gesetz nicht mehr gedeckten Raum die Gewährung von Ver—

sorgungsleistungen einräumen würde, wäre nicht ausreichend be—
stimmt, würde die verfassungsmäßige Abgrenzung der Aufgaben von

Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung verwischen und

stünde mit dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung

nicht im Einklang° Daher dürfen durch eine Ermessensentschei—

dung der Verwaltung allgemeine, grundsätzliche Regelungen des

Gesetzuebers, die für das gesamte Gebiet der Kriegsopferver—

sorgung (KGV) oder für ein einzelnes-Rechtsinstitut innerhalb
der ROV als maßgebend angesehen werden müssen, nicht durch

Ausnahmeregelungen, die noch dazu im Ermessen der Verwaltung

stehen, durchbrochen und dadurch der Kreis der Versorgungsbe—

rechtigten in unzulässiger Weise erweitert werden°

‚_Das BVG enthält verschiedene Normen für Ansprüche und Ver—
sorgungsleistungen, deren Nichtanwendbarkeit im Einzelfalle

eine besondere Härte im vorstehend erörterten Sinne darstellen

kann° Ob eine "besondere Härte" vorliegt, wenn die gegebenen

Tatsachen sich nicht einer Norm des BVG unterordnen lassen,

muß sich notwendig danach richten, welcher Anspruch jeweils

geltend gemacht wird° Somit kann die besondere Härte nur
darin liegen, daß bei Ablehnung des gerade geltend gemachten

Anspruchs wegen Fehlens eines Tatbestandsmerkmals diese Ab—

lehnung als besonders hart empfunden werden muß (vglo BSG in

SozR BVG @ 89 Nr° 2)o Da im vorliegenden Fall die Klägerin

einen Anspruch auf eine "wiederaufgelebte Witwenrente” i„S„

von 5 44 Abs„ 2 BVG (idF seit dem 10 NOG) geltend macht, muß
geprüft werden, ob in der Ablehnung dieses Anspruchs eine

fbesondere Härte liegt, Zwar hat die Klägerin früher keine

Vitwenrente “nach diesem Gesetz”, doho nach dem BVG, beze—

een, da sie bereits vor Inkrafttreten des BVG die zweite und

dritte Ehe eingegangen war, so daß von einem echten "Wieder—
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aufleben” der Witwenrente nicht gesprochen werden kanno

Gemäß 5 44 Abs, 6 BVG finden jedoch die Absätze 2, 4 und 5,

also die Vorschriften über die wiederaufgelebte Witvenrente,

entsprechend Anwendung, wenn der frühere Ehemann an den

Folgen einer Schädigung i„S„‚des % 1 BVG gestorben ist und

die frühere Kriegerwitwe ohne die Wiederverheiratung einen
Anspruch auf Versorgung hätteo Der Umstand, daß die llägerin

niemals eine Witwenrente nach dem BVG bezogen hat, sieht

also der Geltendmachung eines Rechtsanspruehs der Klägerin

aus 5 44 Abs° 2 BVG nicht entgegen; vielmehr scheitert die—

ser Anspruch daran, daß — worauf bereits oben hingewiesen

wurde — die Witwenrente nach dieser Vorschrift nur nach

Scheidung der ergten neuen Ehe der Witwe bewilligt werden
kann, nicht aber nach Scheidung einer weiteren Ehe, und

zwar auch dann nicht, wenn diese Ehe mit demselben Mann wie

die vorige Ehe geschlossen war (vgl° BSG in SozR BVG % 44

Era 4, 5, 6 und 10)° Das verkennt auch die Klägerin nicht

und macht deshalb eine Hinterbliebenenrente über die Vor—

schrift des 5 89 BVG geltend, weil sie Kriegerwitwe gewe—

sen ist und sich nach ihrer Auffassung aus der Anwendung der

Vorschriften des BVG über die "wiederaufgelebte Witwenrente“

{@ 44 Abso 2 BVG) eine besondere Härte ergeben soll„ Sie
will so behandelt werden, als ob sie nur einmal wiederver—

heiratet gewesen wäre, und sieht die besondere Härte vor allan

darin, daß die erneute Eheschließung mit ihrem zweiten Ehe—

mann als dritte Ehe angesehen wird°

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß der Anspruch

der Klägerin auf Gewährung eines Härteausgleichs im vor—
liegenden Fall nur dann gegeben ist, wenn in der Versagung

des Anspruchs auf eine wiederaufgelebte Witwenrente (@ 44

Abs„ 2 BVG) eine besondere Härte liegt„ Das aber ist nicht
der Fall, wenn — wie oben erörtert — nach der vom Gesetz Ü®-

troffenen Regelung der versorgungsberechtigte Personenkreis

begrenzt ist und deshalb ein gesetzlicher Anspruch entfällt°

Für die Hinterbliebenenversorgung der Kriegerwitwen ist aber

deren Anspruch auf eine wiederaufgelebte Witwenrente insoweit

begrenzt, als er nur die Kriegerwitwen bis zur Auflösung ihrer
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neuen (zweiten) Ehe umfaßt„ Hierzu hat bereits das LSG zu-
treffend auf die historische Entwicklung und den Gesetzes—

wortlaut hingewiesen° Ein Anspruch auf eine wiederaufgelebte

Mitwenrentc war dem BVG zunächst überhaupt unbekannt° Gemäß

% 44 BVG in der ursprünglichen Fassung des Gesetzes vom 20a

Dezember 1950 (BGBl I S° 791) konnte die Witwe im Falle der

Uiederverheiratung lediglich eine Abfindung, die damals auf

10200 EN festgesetzt war? und nach dem Tode dieses Ehemannes

eine Witwenbeihilfe (% 48 BVG) erhalteno Der Tod des zweiten

Ehemanncs mußte überdies nach dem Inkrafttreten des BVG

(1° Oktober 1950) eingetreten sein (vglo BSG l, 210)° Erst

durch das 6° Gesetz zur Änderung und Ergänzung des BVG vom„

1° Juli 1957 (BGBl I S0 661) wurde 5 44 BVG dahin erweitert,

daß im Falle der Nichtigerklärung der neuen Ehe die Witwen—

rent wiederauflebte (als Rechtsanspruch) und daß im Falle
der Scheidung oder Aufhebung der neuen Ehe unter bestimmten
Voraussetzungen eine Witwenbeihilfe in Höhe von zwei Dritteln

der Witwenrente gewährt werden konnte (als Kannleistung)o Der
Begriff "neue Ehe" ist bereits damals dahin verstanden wor—

den, daß darunter nur die 92232 von der Witwe nach dem Tode
ihres an den Folgen einer Schädigung verstorbenen Ehemannes

eschlossene Ehe fällt (vgl° Rundschreiben des BMA vom 50Hai

957, aaO; Urteil BSG vom 280 April 1960 in SozR BVG @ 44

Nro 4)° Durch das 10 NOG vom 27„ Juni 1960 (BGBl I So 453}

ist dann für den Fall der Auflösung (Scheidung oder Aufhe—

bung‚ vgl° @@285 57, 41 des Ehegesetzes —EheG—von 1946)

der neuen Ehe das Wiederavfleben der Witwenrente als Rechts—
anspruch eingeführt, der Begriff der “neuen Ehe“ jedoch

0S

|_
_l

unverändert und ohne jeden erläuternden oder erweiternden

Gesetz beibehalten werden° Das gleiche gilt für das 20 NOG

vom 21° Februar 1964 (BGBl I S„ 85) und das 3„ NOG vom
280 Dezember 1966 (BGBl I S° 750); auch unter der Wirksam—
keit des BVG in den Fassungen dieser Gesetze ist der Be—

griff der ”neuen Ehe" unverändert beibehalten werden‚ ob—
wohl dem Gesetzgeber die ständige Verwaltungsübung (vgl° VV

Nr„ 7 zu 5 44 BVG aF) und die Rechtsprechung des BSG (vgl.°
insbesondere die Urteile vom 16„ November 1961 = SozR BVG

Juni 1962 : SozR BVG @ 44 Nro 6) be—
\
$ 44 Nr° 5; vom 19°

_ 12 _
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kannt waren, wonach die Ansprüche aus 5 44 BVG (Witwenab—

findung‚ wiederaufgelebte Witwenrente) jeweils nur bei der

Eingehung bzw° Auflösung der ersten von der Witwe nach dem

Tode des Beschädigten geschlossenen Ehe bestehen° Aus dem

Schweigen des Gesetzgebers und der insoweit unverändert

gebliebenen Wortfassung trotz der mehrfaehen Änderungen und
Überarbeitungen des Gesetzes kann nur der Schluß gezogen
werden, daß nach dem Willen des Gesetzgebers der Kriegerm

witwe nur das Risiko des Scheiterns einer Ehe versergungs—
rechtlich abgenommen und der Kriegerwitwe über die ur—
sprüngliche Anspruchsberechtigung hinaus einmal der Start

in eine neue Ehe erleichtert werden soll, daß aber die

Versorgungskette nicht auf die nächste oder Jede weitere

Ehe ausgedehnt werden soll„ Ebenso wie eine geschiedene

und unterhaltsberechtigte Ehefrau, die aus freiem Entschluß

eine weitere Ehe eingeht, ihre Unterhal sansprüche gegen
den geschiedenen Ehemann endgültig und ohne Aussicht auf

Wiederaufleben verliert, gehen auch die erweiterten Ver—

sorgungsansprüche des 5 44 BVG endgültig und ersatzlos verw

loren‚ wenn die Kriegerwitwe nach‘Auflösung der ”neuen Ehe"

eine weitere Ehe eingeht„ Eine Fortsetzung der Versorgungs—

kette ist vom Gesetzgeber bewußt ausgeschlossen„ Daraus

folgt, daß ein Härteausgleich nach 5 89 Abso l BVG jeden—
falls nicht mit der Begründung hergeleitet werden kann?

die Versagung des Versorgungsanspruchs bei Eingehen oder

Scheitern einer weiteren Ehe stelle eine unbillige Härte

dar„ Der Gesetzgeber hat den Kreis der versorgungsberech—
tigteh Kriegerwitwen eindeutig abgegrenzt; eine Erweiterung

dieses Kreises durch bloße Verwaltungsentscheidung würde

den Rahmen des Gesetzes sprengen und eine unzulässige Ein—

mischung der Verwaltung in die durch das Grundgesetz fest—

gelegten Aufgaben und Rechte des Gesetzgebers bedeuteno

Dieser Auffassung widerspricht nicht die Entscheidung des
erkennenden Senats vom l° Februar 1968 (”Bräute—Urteil”9

abgedruckt SOZR BVG @ 89 Nro 2 = BSG 27, 286), in der aus—
gesprochen ist, daß auch der Verlobten eines gefallenen Sol“

daten Hintrbliebenenansprüche im Nege des Härteausgleiehs

_ 15 _
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—zugesprochen werden können, obwohl in der gesamten Rechts—

ordnung Verlobte einer Ehefrau nicht gleichgestellt sind und

auch das BVG ausdrücklich Verlobten keinerlei Ansprüche ge—
währto Diese Ausdehnung des Versorgungsanspruchs der echten

Friegswitwe auf Verlobte hat der Senat ausdrücklich auf die

Fülle beschränkt, in denen die Verwirklichung der ernsten

Heiratabsichten “allein durch Kriegsereignisse" verhindert

werden und die Verlobte gerade durch Kriegsereignisse — also

durch den Zwang der Verhältnisse, die außerhalb ihres freien

Uillens lagen — gehindert gewesen ist, Ehefrau des Gefallenen

zu werden und damit jetzt Versorgung wie eine Witwe zu erhal—

ten„ Diese Voraussetzung der zwangsweisen, gerade durch Kriegs—

eroignisse bedingten und außerhalb des eigenen Willensent—

schlusses liegenden Gestaltung der persönlichen Verhältnisse

ist jedoch bei einer Kriegerwitwe, die nach Auflösung (Schei—

dung) ihrer zweiten Ehe aus eigenem Entschluß eine weitere

Ehe eingeht, nicht gegeben° Im übrigen hat der Senat in dieser

Entscheidung weiter darauf hingewiesen, daß im Hinblick auf

die frühere gesetzliche Regelung (vgl° S 2 der VO über er—
gänzende Vorschriften zum Einsatzfürsorge— und —versorgungs—

gesetz vom 50 April 1941 — BGBl I 8° 104) "der Schluß be—
rechtigt ist, daß der Gesetzgeber die Bräuteversorgung nicht

in das BVG übernehmen, sondern sie dem weiten Rahmen des

% 89 BVG überlassen w011te", während im vorliegenden Fall, wie

oben dargelegt, der unverändert beibehaltene Wortlaut (“Wird

die neue Ehe 000
aufgelöst”) und das Schweigen des Gesetzge—

bers nur den Schluß zulassen, daß eine Fortsetzung der Ver—

sorgungskette auf weitere Ehen gerade nicht stattfinden soll°

Die "besondere Härte" kann auch nicht darin gesehen werden,

daß die Klägerin in dritter Ehe gerade ihren zweiten Ehemann

geheiratet hat, Reehtlich war mit der Scheidung der zweiten

Ehe der Klägerin durch das rechtskräftig gewordene Urteil des

Landgerichts Bamberg vom 15„ Juni 1949 — die Rechtskraft ist

für den 280 Juli 1949 bescheinigt — das familienreehtliche

Band zwischen der Klägerin und ihrem Ehemann endgültig zer-
sehnitteno Der Gesetzgeber geht davon aus, daß ein Scheidungs—
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verfahren nicht leichtfertig eingeleitet und durchgeführt

wird, zumal die Scheidung nur bei Vorliegen von bestimmten,

im Gesetz nermierten Gründen ausgesprochen werden darf (vgl°

@@41 ff EheG)° Mit der Scheidung einer Ehe hören — soweit

nicht besondere gesetzliche Vorschriften bestehen (s„ 55 50,

58 ff EheG, aber auch 5 55 und insbesondere 5 67 EheG) _
die gegenseitigen Pflichten und Rechte der Eheleute für die

Zukunft auf zu bestehen, güterrechtliche Wirkungen und et—

waige erbreehtliche Beziehungen sind für immer beendet und

jeder der geschiedencn Ehegatten ist berechtigt, eine neue
Ehe cinzugehen° Entschloß sich daher die Klägerin zu einer

weiteren Eheschließung — sei es mit einem Dritten oder mit

ihrem früheren Ehemann —‚ so handelte es sich dabei um eine

neue, für die Klägerin dritte Ehe, nicht jedoch um die Fort—

setzung der zweiten Ehe() Die Tatsache der Eingehung einer

dritten Ehe kann nicht einfach deshalb negiert werden,.weil

die dritte Ehe mit dem geschiedenen zweiten Ehemann ge?

schlossen war° Auf allen Rechtsgebieten muß diese dritte

Ehe als eine von der zweiten Ehe gesonderte behandelt wer»
den, so daß es nicht zuletzt auch im Hinblick auf die

Einheitlichkeit des Rechts bedenklich erscheinen muß, im

Versorgungsrecht die dritte Ehe über 5 89 Abs„ l BVG prak»
tisch als Fortsetzung der zweiten Ehe zu behandeln, ohne

daß das Gesetz selbst dazu aus rücklich oder durch Ausle—

gung Anlaß gibt° '

Gegen diese Ansicht des BSG sind zwar Bedenken geäußert wor—
den (30 Bosch in Anmerkung zu dem Urteil des BSG vom 28„

April 1960, Zeitschrift für das gesamte Familienrecht

—EamRZ—l96o/■94), jedoch bestätigt Bosch in einer späteren
Besprechung eines Urteils des BSG vom 26° Januar l967 (FamRZ

l967j593) insofern die grundsätzlich richtige Gesetzesinter—

pretation des BSG, als auch nach seiner Meinung der Krieger«

-witwe, falls ”ihre Zweit—Ehe durch (echte) Ehescheidung
aufgelöst werden ist, bei Eingehung einer (echten) dritten

Ehe (natürlich!) keine Heiratsabfindung zusteht" (s° auch

Urteil des erkennenden Senats vom ll° Dezember 1964 — 10 BV

&95/62)° Soweit Bosch ausführt, bei der vom BSG vertretenen

, — 15 *
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Ansicht müsse “man die Kriegerwitwe, die von ihrem zweiten Ehe—

mann geschieden wurde, ernsthaft davor warnen, diesen selben

Mann wiederzuheiraten", ist ihm entgegenzuhalten, daß eine

solch8\k$nung nichts weiter enthielte als den Hinweis auf

die eintretenden Rechtsfolgen beim Abschluß einer dritten

Ehe, die jedoch unabhängig davon eintreten, ob die Krieger-

witwe diese mit einem Dritten oder mit ihrem früheren Ehemann

eingeht° Die beim Eingehen einer dritten Ehe eintretenden

Rechtsfolgen dann anders zu gestalten, wenn die dritte Ehe

mit dem früheren Ehemann geschlossen wird, besteht kein An—

laß, zumal dem Gesetzgeber nicht einmal die Absicht zu unter—
stellen ist, die Wiederverheiratung mit dem geschiedenen Ehe—

mann gegenüber der Wiederverheiratung mit einem dritten Ehemann

zu begünstigeno Bosch glaubt anscheinend selbst nicht, daß

allein durch den Hinweis auf die Folgen einer gesetzlichen

Regelung die fest fundamentierte Interpretation der zugrunde

liegenden Gesetzcsnorm (”neue Ehe“ = zweite Ehe) erschüttert

werden können Deshalb unterscheidet er zwischen "echten" und

nur formalen Scheidungen und hält eine Scheidung dann für "un—

echt“, wenn die geschiedenenEhepartner bald wieder heirateno
Auf diese Weise soll die erste "unechte" Scheidung unbeacht—

lich bleiben, so daß die Kriegerwitwe nach dieser unechten

Scheidung und der Wiederverheiratung mit demselben Ehemann

weiterhin in einer "neuen Ehe" im Sinne des @ 44 Abs° 2 BVG

gelebt hätte und nach Auflösung dieser Ehe der Gewährung der

Wiederaufgelebten Witwenrente auch nach der Rechtsprechung

des BSG nichts mehr im Wege stände° Dieser Ansicht kann schon

deshalb nicht gefolgt werden, weil die geltende Rechtsordnung?

nicht zwischen ”echten" und "unechten" Ehescheidungen unter—

scheidet„ Durch jede rechtskräftige Ehescheidung —gleich—

gültig, zwischen welchen Partnern und wie lange die Ehe be-

stand — wird das bisherige familienreehtliche Band aufgelöst;

jeder der bisherigen Ehegatten ist ungebunden — gleichgültig,
in wievielter Ehe er selbst lebte — und es unterliegt seinem

freien Ermessen, ob, wann und wen er wiederheiraten will° Die

Wirkungen der Scheidung sind gegenüber den früheren Ehepart—

nern rechtlich stets gleich, so daß sich eine Unterscheidung

nach echten und unechten Seheidungen auch deswegen verbietet°
rx
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Eine solche Unterscheidung kann auch nicht danach getroffen

werden‚ ob im Einzelfall durch die Wiederverheiratung der

früheren Ehepartner und die praktische Behebung der früheren

Scheidung ein sozial oder moralisch wünschenswerter Erfolg

herbeigeführt wird oder nichto Eine dem geltenden Recht

fremde Unechtheit oder Echtheit der Scheidung 1°a'f1‘ nicht

Kriterium dafür sein‚welche Rechtsfolgen sich aus einer Schein

dung ergeben° Sicherlich sollte mit der Einführung des Anspruchs

aufeine wiederaufgelebte Witwenrente auch ein sozialpolitischer

Erfolg erzielt und die Beendigung der sogenannten “Onkelehen”

erreicht werden° Dieser Erfolg war jedoch nicht durch eine

sozialpolitische Qualifikation der Scheidung zu erreichen,

sondern mußte auf andere Weise geregelt werden„ Das ist im

QMM A 50 2 BVG geschehen„ Wenn der Gesetzgeber dies in der

Weise getan hat, daß er der Kriegerwitwe nur den erstmaligen

Entschluß zur Wiederverheiratung erleichtert und nur das

Risiko der erstmaligen Auflösung der Ehe abgenommen hat‚ so

muß diese geltende gesetzliche Regelung die Richtschnur für

das Verwaltungshandeln und die gerichtliche Entscheidung

bilden, mögen auch andere und weitergehende Lösungen denkbar

sein° * ' \

Wenn aber die Gewährung einer wiederaufgelebten Witwenrente

vom Gesetz auf den Fall beschränkt ist? daß die zweite Ehe

aufgelöst ist, und wenn insbesondere auch eine dritte Ehe

nicht als Fortsetzung der zweiten.Ehe angesehen werden kann,

etwa weil die vorangegangene Scheidung "unecht" war und die

Wiederverheiratung der geschiedenen Ehepartner sozialpo—

litisch und moralisch wünschenswert erschien, dann ist es un—
erheblich, aus welchen Erwägungen die Kriegerwitwe ihren ge—

schiedenen Ehemann wiedergeheiratet hat° Die Gründe9 welehe
die Klägerin für ihren Fntschluß zu der erneuten Eheschließung

angibt — sie habe mit Rücksicht auf die gemeinsamen Kinder

mit ihren Ehemann nicht in "Wilder Ehe" zusammenleben wollen

vermögen ihren Anspruch nicht zu rechtfertigen„ Das Gesetz

"9

hat den versorgungsberechtigten Personenkreis für den Anspruch

8Uf eine wiederaufgelebte Rente auf die Kriegerwit„en nach

...l‘7-
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Auflösung der zweiten Ehe beschränkt, so daß auch keine be—

sondere Härte im Sinne des 5 89 Abs° 1 BVG darin gesehen wer-
den kann, daß der Klägerin, die in dritter Ehe verheiratet ge—

wesen ist‚ ein Anspruch auf eine wiederaufgelebte Rente nicht

nach 5 44 Abs° 2 BVG gewährt werden kann„ Der Klägerin sind auch

nicht durch Kriegsereignisse oder durch sonstige Umstände, die

außerhalb ihres freien Willens lagen und die eine besondere

Härte im Sinne des 5 89 BVG darstellen‘würden, Versorgungs-

lcistungen entgangeno -‘ '
\

.l
A

t '

Das LSG hat daher zu Recht den Ablehnungsbescheid des Beklagten

als rechtmäßig angesehen° Die Revision der Klägerin war als un—
begründet zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ l95 SGG°
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